
Baudirektion 
Kanton Zürich ARE/ 77 /2012 

VERFÜGUNG 

vom 29. Mai 2012 

Uster. 	Kommunale Richtplanung; Siedlungs- und Landschaftsplan (Änderung) 

Genehmigung (§ 2 lit. b PBG) 

Die kommunale Richtplanung der Stadt Uster wurde mit RRB Nr. 153/1986 genehmigt. 
Der Gemeinderat der Stadt Uster hat am 24. Oktober 2011 eine Änderung des kommu-
nalen Siedlungs- und Landschaftsplans festgesetzt. Gegen diesen Beschluss wurde gemäss 
Rechtskraftbescheinigung des Baurekursgerichts vom 14. Dezember 2011 kein Rechts-
mittel eingelegt. Mit Schreiben vom 17. Januar 2012 ersucht die Stadt Uster um Geneh-
migung der Vorlage. 

Die Änderung umfasst die Aufhebung des Aussichtspunktes Grundholz in Sulzbach. Der 
Aussichtschutz sollte ursprünglich mit restriktiven Einschränkungen bezüglich der Über-
bauung des davor liegenden Grundstückes gewährleistet werden. Der Aussichtspunkt soll 
aufgrund der in der Zwischenzeit veränderten Verhältnisse ersatzlos aufgehoben werden. 
Begründet wird dieser Entscheid mit der Güterabwägung zwischen öffentlichen und priva-
ten Interessen, der heutigen baulichen Situation sowie der fehlenden öffentlichen Einrich-
tungen und Passantenfrequenz. 

Die Akten, bestehend aus dem Siedlungs- und Landschaftsplan, Ausschnitt Sulzbach, sind 
vollständig. Der Bericht gemäss Art. 47 RPV liegt in der Form des Antrages des Stadtrates 
Uster betreffend Aufhebung des Aussichtspunktes Grundholz in Sulzbach vor. 

Die Vorlage ist rechtmässig, zweckmässig und angemessen (§ 5 PBG). 

Die Baudirektion verfügt: 

I. 	Die Änderung des kommunalen Siedlungs- und Landschaftsplans betreffend die 
Aufhebung des Aussichtspunktes Grundholz in Sulzbach, welche der Gemeinderat 
der Stadt Uster am 24. Oktober 2011 festgesetzt hat, wird genehmigt. 
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II. 	Die Stadt Uster wird eingeladen, Dispositiv I gemäss §§ 6 und 89 PBG öffentlich 
bekannt zu machen. 

IU. Mitteilung an den Stadtrat Uster (unter Beilage von sechs Dossiers) sowie an das 
Baurekursgericht und an das Amt für Raumentwicklung (unter Beilage von je zwei 
Dossiers). 

Zürich, den 29. Mai 2012 
120101/CAP/STM 




